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1. Rechtsgrundlagen 

Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Organisationsstrukturen in der gesetz-

lichen Krankenversicherung (GKV-OrgWG) wurde § 101 Abs. 4 Satz 5 SGB V neu 

gefasst. Hiernach soll durch entsprechende Regelungen in der Bedarfsplanungs-

Richtlinie für die Zeit bis zum 31. Dezember 2013 sichergestellt werden, dass 

mindestens ein Versorgungsanteil in Höhe von 25 % der allgemeinen Verhältnis-

zahl den überwiegend oder ausschließlich psychotherapeutisch tätigen Ärzten und 

mindestens ein Versorgungsanteil in Höhe von 20 % der allgemeinen Verhältnis-

zahl den Leistungserbringern, die ausschließlich Kinder und Jugendliche psycho-

therapeutisch behandeln, vorbehalten ist. 

2. Eckpunkte der Entscheidung 

§ 5 wird um einen neuen Absatz 6a ergänzt. In diesem wird das gesetzliche Tat-

bestandsmerkmal der ausschließlich psychotherapeutischen Versorgung von Kin-

dern und Jugendlichen konkretisiert. Während Kinder- und Jugendlichen-

Psychotherapeuten a priori vorwiegend bzw. ausschließlich Kinder und Jugendli-

che behandeln, wird bei anderen psychotherapeutisch tätigen Leistungserbringern 

eine ausschließliche Versorgung dieser Patientengruppe dann angenommen, 

wenn der Anteil der Leistungserbringung an Kindern und Jugendlichen über 90 % 

gemessen an der Gesamtleistung beträgt. Kinder- und Jugendlichen-

Psychotherapeuten mit einer weiteren Zulassung als Psychologischer Psychothe-

rapeut werden mit dem Faktor 0,5 bei der Berechnung der Versorgung berücksich-

tigt. 

Zu I. 

Unter Verweis auf Kapitel 35 des Einheitlichen Bewertungsmaßstabes (EBM) und 

einer Altersangabe wird festgelegt, welche Leistungen als psychotherapeutische 

Leistungen gelten, die an Kindern und Jugendlichen erbracht werden. Hierunter 

fallen alle Leistungen im Sinne der geltenden Psychotherapie-Richtlinien.  
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Die Neufassung der Nummern 2 und 3 in § 22 Abs. 1 übernimmt die neuen ge-

setzlichen Quoten des § 101 Abs. 4 Satz 5 SGB V für die psychotherapeutische 

Versorgung von Kindern und Jugendlichen in den Richtlinientext. 

Zu II. und III. 

Die Übergangsregelungen in § 47 zu § 22 Abs. 1 Nr. 3 bestimmen das Verfahren, 

nach dem der zuständige Landesausschuss die Anzahl der Leistungserbringer, 

welche ausschließlich Kinder und Jugendliche versorgen, ermittelt. Diese Feststel-

lung erfolgt jeweils für den Gesamtanteil im Bezirk einer Kassenärztlichen Vereini-

gung. Die Entscheidung über die Versorgungsverhältnisse trifft der zuständige 

Landesausschuss erstmalig unmittelbar nach dem Inkrafttreten der Richtlinienän-

derung. Hierdurch wird eine zügige Statuserhebung zur Umsetzung des gesetz-

geberischen Auftrages nach § 101 Abs. 4 Satz 5 SGB V gewährleistet.  

Zu IV. 

Um in den einzelnen Planungsbereichen des jeweiligen Bezirks eine möglichst 

gleichmäßige Anhebung der Versorgung zu erreichen, bleiben – für eine zweijäh-

rige Übergangszeit – Planungsbereiche mit einem bereits bestehenden Versor-

gungsanteil von 10 % oder mehr für eine Anhebung des Versorgungsanteils auf 

20 % solange außer Betracht, bis auch die übrigen Planungsbereiche einen Ver-

sorgungsanteil von mindestens 10 % aufweisen. 

Zulassungsanträge von Leistungserbringern, welche ihren Sitz während der Über-

gangszeit in einen anderen Planungsbereich verlegen, werden sechs Monate 

nach der Feststellung der Versorgungsverhältnisse durch den zuständigen Zulas-

sungsausschuss beschieden. Zum einen wird hierdurch eine verlässliche Ermitt-

lung des Versorgungsstandes nach Inkrafttreten der Richtlinienänderung ermög-

licht. Zum anderen werden mögliche Fehlallokationen vermieden, welche den 

Grundsätzen einer bedarfsgerechten Versorgung von Kindern und Jugendlichen 

im Bereich der Psychotherapie entgegenstehen würden. Bestehende Zulassungen 

gem. § 24 für die Erbringung von psychotherapeutischen Leistungen an Kindern 

und Jugendlichen können unbeschadet der Regelung des § 23 Abs. 3 auf Antrag 

der Zulassungsinhaber in eine Regelzulassung umgewandelt werden (wenn in 
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dem jeweiligen Planungsbereich die Voraussetzungen für die Erteilung einer Re-

gelzulassung nach dieser Richtlinie vorliegen). 

Die Anlagen werden entsprechend der  Richtlinienänderungen angepasst. 

Zu V. 

3. Verfahrensablauf 

Die durch das Gesetz zur Weiterentwicklung der Organisationsstrukturen in der 
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-OrgWG) neugefasste Regelung des 
§ 101 Abs. 4 Satz 5 SGB V ist am 01. Januar 2009 in Kraft getreten. Die Mitglieder 
des Unterausschusses Bedarfsplanung haben am 21. Oktober 2008, 19. Januar 
2009 und 03. Juni 2009 die Umsetzung des gesetzgeberischen Auftrags beraten. 
Entsprechend eines Beschlusses des Gemeinsamen Bundesausschusses  vom 
19. Februar 2009 wurde die Einleitung eines Stellungnahmeverfahrens gemäß 
§ 91 Abs. 5 SGB V durch die Sprecher der Bänke konsentiert. 

 

4. Würdigung der Stellungnahmen 

Mit Schreiben vom 11. März 2009 wurde der Bundesärztekammer (BÄK) und der 

Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) gemäß § 91 Abs. 5 SGB V Gelegenheit 

zur Stellungnahme gegeben und hierzu ein Beschlussentwurf (Stand 11. März 

2009) übersandt.  

 

a) Stellungnahme der BPtK  

Mit Schreiben vom 03. April 2009 hat die BPtK dem Gemeinsamen Bundesaus-

schuss ihre Stellungnahme zugeleitet. Zu den geplanten Änderungen führte die 

BPtK folgendes aus: 



 

5 

 

aa) Definition der Leistungserbringer, § 5 Abs. 6a 

Nach Ansicht der BPtK fehlt ein sachlicher Grund, neben den Kinder- und Jugend-

lichenpsychotherapeuten und den Leistungserbringern, deren psychotherapeuti-

sche Leistungen, die an Kindern und Jugendlichen erbracht werden, an ihren Ge-

samtleistungen den Anteil 90 % erreichen, zusätzlich die Psychologischen Psy-

chotherapeuten mit der Abrechnungsgenehmigung für Kinder und Jugendliche zu 

zählen. Das Gleiche gelte für die Einbeziehung der Kinder- und Jugendlichenpsy-

chotherapeuten mit einer weiteren Zulassung als Psychologischer Psychothera-

peut zu den Leistungserbringern, die ausschließlich Kinder und Jugendliche be-

handeln. Es fehle ein sachlicher Grund, diese beiden Gruppen anders zu behan-

deln als die Gruppe der ausschließlich oder überwiegend psychotherapeutisch 

tägigen Ärzte. Während es bei den überwiegend psychotherapeutisch tätigen Ärz-

ten darauf ankommen solle, ob sie mindestens zu 90 % Kinder und Jugendliche 

behandeln, würde ein Psychologischer Psychotherapeut mit Abrechnungsgeneh-

migung für Kinder und Jugendliche oder ein Psychologischer Psychotherapeut, 

der zugleich als Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapeut zugelassen sei, auch 

dann als Leistungserbringer gezählt, wenn Kinder und Jugendliche gar nicht zu 

seinen Patienten zählten. Daher läge es nahe, auf die tatsächliche Tätigkeit abzu-

stellen. 

 

Dieser Argumentation ist der Gemeinsame Bundesausschuss dem Grunde nach 

gefolgt. Ziel der Richtlinienänderung ist es, die tatsächliche Lage der Versorgung 

von Kindern und Jugendlichen mit psychotherapeutischen Leistungen abzubilden. 

Daher hat der Gemeinsame Bundesausschuss als Ergebnis des Stellungnahme-

verfahrens die Definition der Leistungserbringer in § 5 Abs. 6a dahingehend geän-

dert, dass als Leistungserbringer, die ausschließlich Kinder und Jugendliche psy-

chotherapeutisch behandeln, Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapeuten gelten 

sowie diejenigen Leistungserbringer, deren psychotherapeutische Leistungen, die 

an Kindern und Jugendlichen erbracht werden, an ihren Gesamtleistungen den 

Anteil von 90 v. H. erreichen bzw. überschreiten. 
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Die Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapeuten mit einer weiteren Zulassung 

als Psychologischer Psychotherapeut werden unbeschadet dessen mit dem Fak-

tor 0,5 bei der Berechnung gezählt. Durch diese Regelung wird gewährleistet, 

dass die Versorgungslage unter Berücksichtigung von Leistungserbringern mit 

einer Doppelapprobation und einer darauf basierenden Doppelzulassung wirklich-

keitsnah abgebildet wird. Die Berücksichtigung mit dem Faktor 0,5 in derartigen 

Fällen entspricht der vergleichbaren Regelung für Vertragsärzte mit einer Zulas-

sung für zwei Fachgebiete und der Gesamtsystematik der Bedarfsplanung (z.B. 

Teilzulassungen). Der weitergehende Vorschlag der BPtK konnte daher nicht be-

rücksichtigt werden.  

bb) Übergangsregelung gem. § 47 Abs. 2 

Die BPtK hat in ihrer Stellungnahme zu bedenken gegeben, dass die Regelung 

des § 47 Abs. 2, nach der der zuständige Landesausschuss erst sechs Monate 

nach Inkrafttreten der Neuregelung über die Versorgungsverhältnisse entscheiden 

darf, zu einer deutlichen Zeitverzögerung hinsichtlich des Ausbaus der psychothe-

rapeutischen Versorgung für Kinder und Jugendliche führen würde. Dies sei ange-

sichts der Tatsache, dass die Regelung des § 101 Abs. 4 Satz 5 SGB V bereits 

zum 01. Januar 2009 in Kraft getreten sei, nicht mit dem gesetzgeberischen Willen 

einer zeitnahen Verbesserung der psychotherapeutischen Versorgung für Kinder 

und Jugendliche in Einklang zu bringen. Daher sollten die Landesausschüsse die 

Entscheidung über die Versorgungsverhältnisse unverzüglich nach Inkrafttreten 

des Beschlusses zu treffen haben. 

 

Diesen Vorschlag hat der Gemeinsame Bundesausschuss zugunsten einer zeit-

nahen Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben umgesetzt.  

 

cc) Verfahren gem. § 47 Abs. 2 Satz 4 und Übergangsregelung gem. § 47   
Abs. 3 

Nach Ansicht der BPtK ist die in § 47 Abs. 2 Satz 4 vorgesehene Regelung, dass 

Planungsbereiche innerhalb des Bezirks einer Kassenärztlichen Vereinigung, in 

welchem bereits ein Versorgungsantrag von 10 % ausgeschöpft ist, solange für 

die Ausschöpfung des Versorgungsanteils von 20 % außer Betracht bleiben, bis in 
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den übrigen Planungsbereichen des Bezirks ein Versorgungsanteil von mindes-

tens 10 % erreicht wird, sowohl in rechtlicher als auch versorgungspolitischer Hin-

sicht problematisch. Die vorgesehene Regelung würde dazu führen, dass in dem 

Bezirk einer Kassenärztlichen Vereinigung, in dem der Versorgungsgrad in einer 

Vielzahl der Planungsbereiche zwischen 10 und 20 % liege, entgegen der gesetz-

lichen Bestimmung keine Verbesserung eintreten könne, solange der Versor-

gungsgrad in nur einem einzigen Planungsbereich unter 10 % liege. 

 

Gegen die Übergangsregelung in § 47 Abs. 3 äußert die BPtK Bedenken dahinge-

hend, dass nach dieser Vorschrift Anträge auf Zulassung von Leistungserbringern, 

die bereits (in einem anderen Planungsbereich) zugelassen sind, erst weitere 

sechs Monate nach der Feststellung des Landesausschusses beschieden werden 

dürften. Damit werde erreicht, dass über solche Zulassungsanträge erst entschie-

den wird, nachdem über andere Zulassungsanträge bereits entschieden wurde. 

Damit würden Antragsteller benachteiligt, die bereits (in einem anderen Planungs-

bereich) über eine Zulassung verfügen. Dies begegnet seitens der BPtK verfas-

sungsrechtlichen Bedenken und würde nach Ansicht der BPtK gegen Artikel 12 

Abs. 1 und Artikel 3 Abs. 1 GG verstoßen. Die Ungleichbehandlung von Antrag-

stellern einerseits, die bereits über eine Zulassung verfügen, und Antragstellern 

andererseits, die bisher nicht zugelassen sind/waren, ließe sich nicht hinreichend 

rechtfertigen. Auch sei die Regelung zur Vermeidung möglicher Fehlallokationen 

ungeeignet. Denn das Differenzierungskriterium „Zulassung in einem anderen 

Planungsbereich“ sage nichts darüber aus, ob der Wechsel in den fraglichen Pla-

nungsbereich unter Versorgungsgesichtspunkten positiv oder negativ zu bewerten 

sei. Die Regelung verhindere ebenso, dass ein Psychotherapeut von einem (sta-

tistisch) besser versorgten Planungsbereich in einen schlechter versorgten Pla-

nungsbereich wechselt. Letzteres wäre jedoch unter Versorgungsgesichtspunkten 

positiv zu bewerten. 

 

Der Gemeinsame Bundesausschuss hat sich mit den vorgetragenen Bedenken zu 

beiden Punkten intensiv auseinandergesetzt.  
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Die im Entwurf beinhalteten Regelungen, nach der  

 

1. Planungsbereiche innerhalb des Bezirks einer Kassenärztlichen Vereini-

gung, in welchen bereits ein Versorgungsantrag von 10 % ausgeschöpft ist, 

solange für die Ausschöpfung des Versorgungsanteils von 20 % außer Be-

tracht bleiben, bis in den übrigen Planungsbereichen des Bezirks ein Ver-

sorgungsanteil von mindestens 10 % erreicht wird  

 

sowie 

 

2.  Anträge von Leistungserbringern, die bereits über eine Zulassung in einem 

anderen Planungsbereich verfügen, erst sechs Monate nach Feststellung 

der Versorgungsverhältnisse beschieden werden können, 

 

sind im Interesse einer gleichmäßigen, flächendeckenden Versorgung von Kindern 

und Jugendlichen mit psychotherapeutischen Leistungen und zur Verhinderung 

einer durch Fehlallokationen sprunghaften Veränderung in der Versorgungsstruk-

tur notwendig und auch angemessen. 

 

Insbesondere ist die vorliegende Regelung des Beschlussentwurfs zur sechsmo-

natigen Frist zur Neuzulassung geeignet und notwendig, um Fehlallokationen zu 

vermeiden. Sie ist dazu verfassungsrechtlich hinreichend legitimiert. 

 

Inhaltlich kann die Bedarfsplanung ihren Zweck als Instrument zur nachhaltigen, 

bedarfsgerechten Versorgung der Versicherten - und letztendlich zur Sicherung 

des überragenden Gemeinwohlbelangs der dauerhaften Finanzierbarkeit der ge-

setzlichen Krankenversicherung (siehe BVerfGE vom 20.03.2001, Az.: 1 BvR 

491/96) - nur erfüllen, wenn abrupte Veränderungen in der Versorgungslandschaft 

vermieden werden. 

 

Vgl. BSG, Urt. v. 17.10.2007, Az.: B 6 KA 45/06 R  
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Die Aufhebung von Zulassungsbeschränkungen, wie sie der Gesetzgeber mit der 

Neufassung des § 101 Abs. 4 Satz 5 SGB V intendiert hat, darf nicht dazu führen, 

dass in einem kurzen Zeitraum zulassungswillige Leistungserbringer ohne Rück-

sicht auf die in den jeweiligen Planungsbereichen bestehende Versorgungslage  

zugelassen werden müssen. Andernfalls könnte sich der Versorgungsgrad in ei-

nem Planungsbereich sprunghaft erhöhen sowie in anderen deutlich vermindern 

und so der als bedarfsgerecht festgestellte Versorgungsgrad noch deutlicher als 

zuvor verfehlt werden. Deshalb müssen auch in Konstellationen wie Änderungen 

der Planungsbereiche, die z.B. aufgrund einer Neugliederung der Stadt- und 

Landkreise erforderlich werden, oder auch Änderungen in der fachlichen Ordnung 

der für die Bedarfsplanung relevanten Arztgruppen - Anpassungen stets so vorge-

nommen werden, dass die Konsistenz der Bedarfsplanung hierdurch nicht in Fra-

ge gestellt wird. 

 

Vgl. BSG, Urt. v. 17.10.2007, Az.: B 6 KA 45/06 R 

 

Diese Grundlagen des Bedarfsplanungsrechts gelten - in Berücksichtigung der 

Rechtsprechung des Bundessozialgerichts - ebenso für die Umsetzung für die 

vom Gesetzgeber geänderten Quoten in der ärztlichen Versorgung. Es gilt, zum 

einen sprunghafte und zum anderen dauerhafte – einer flächendeckenden Ver-

sorgung entgegenstehenden - Verschiebungen in der Versorgungslandschaft 

durch geeignete Regeln abzudämpfen. Hierdurch wird insbesondere dem gesetz-

geberischen Anliegen entsprochen, den Ausbau der Kinder- und Jugendlichen-

Psychotherapie zeitnah flächendeckend – und somit notwendigerweise gleichmä-

ßig – zu gestalten. 

 

Vgl. Gesetzentwurf der Bundesregierung zum GKV-OrgWG, 

BT-Drs. 16/9559, S. 18  

 

Diesem Ansatz entspricht zum einen die Regelung, dass Planungsbereiche inner-

halb des Bezirks einer Kassenärztlichen Vereinigung, in welchem bereits ein Ver-

sorgungsantrag von 10 % ausgeschöpft ist, solange für die Ausschöpfung des 

Versorgungsanteils von 20 % außer Betracht bleiben, bis in den übrigen Pla-
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nungsbereichen des Bezirks ein Versorgungsanteil von mindestens 10 % erreicht 

wird. Sie stellt in diesem Zusammenhang ein geeignetes Instrument dar, um dem 

Anspruch eines flächendeckenden Ausbaus gerecht zu werden. Insbesondere 

wird durch sie - im Gegensatz zu einer vollständigen Freigabe der Planungsberei-

che - eine unkoordinierte Verschiebung der Versorgungslage verhindert. Nach 

Auswertung der jetzigen bestehenden Versorgungslage ist auch die von der BPtK 

befürchtete „Bremswirkung“ nicht zu erwarten. Als weiteres Regulativ wurde je-

doch in Ergänzung des ersten Beschlussentwurfes und im Zuge der Würdigung 

des Stellungnahmeverfahrens mit der Vorschrift des § 47 Abs. 3 (neu) geregelt, 

dass der Gemeinsame Bundesausschuss ein Jahr nach Inkrafttreten der Richtli-

nienänderung die Auswirkungen des laufenden Feststellungsverfahrens gem. 

§ 47 Abs. 2 auf seine zwischenzeitlichen Auswirkungen überprüft. Hierdurch wird 

zum einen die erwünschte, gleichmäßige Anhebung der Versorgungsquote hinrei-

chend gewährleistet; zum anderen kann so gegebenenfalls auftretenden lokalen 

Disparitäten in der Anhebung der Versorgungsquote hinreichend entgegengewirkt 

werden. 

 

Ebenso stellt die sechsmonatige Sperrfrist für Anträge von Leistungserbringern auf 

Zulassung, die bereits in einem anderen Planungsbereich zugelassen sind, ein 

geeignetes, erforderliches und angemessenes Mittel dar, um den von der Recht-

sprechung entwickelten Grundsätzen einer bedarfsgerechten Versorgung gerecht 

zu werden.  

 

Vgl. BSG, Urt. v. 17.10.2007, Az.: B 6 KA 45/06 R 

 

Eingriffe in das Recht der Berufsfreiheit sind gemäß Art. 12 Abs. 1 Satz 2 GG nur 

auf der Grundlage einer gesetzlichen Regelung zulässig. Diese Regelung muss 

hinreichend deutlich die Entscheidung des Gesetzgebers über den Umfang und 

die Grenzen des Eingriffs erkennen lassen. Für die Vorschriften über Zulassungs-

beschränkungen für Vertragsärzte und Psychotherapeuten, die gemäß der Recht-

sprechung des Bundessozialgerichts als Berufsausübungsregelungen zu qualifi-

zieren sind, denen keine einer Berufswahl nahe kommende Bedeutung zukommt, 
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muss die Regelungstiefe im Gesetz selbst nicht besonders intensiv ausgeprägt 

sein. 

 

Vgl. BSGE 94, 181 = SozR 4-2500 § 103 Nr 2, RdNr 21, m.w.N. 

 

Dem Gemeinsamen Bundesausschuss hat der Gesetzgeber in 

§ 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 9 SGB V das Recht zur Normkonkretisierung im Bereich 

der vertragsärztlichen Bedarfsplanung durch Erlass von Richtlinien übertragen. 

Ebenso wie bei der Ausgestaltung der Regelung zur Gewähr der gleichmäßigen 

Versorgung zwischen den einzelnen Planungsbereichen nach § 47 Abs. 2 S. 4 

dient die Sperrfrist des § 47 Abs. 3 (neu) der Erreichung des oben dargestellten 

Zwecks einer gleichmäßigen Bedarfsplanung und eines gleichmäßigen Ausbaus 

der Versorgung. Von diesem gesetzgeberischen Auftrag umfasst ist auch eine 

Regelung, die es für einen definierten Zeitraum verhindert, dass es zu dem 

gleichmäßigen, flächendeckenden Ausbau entgegenstehenden Wanderungsbe-

wegungen zwischen unter- und (bislang) überversorgten Planungsbereichen 

kommt. Das gesetzgeberische Ziel kann letztendlich nur erfüllt werden, wenn ab-

rupte Veränderungen in der Versorgungslandschaft vermieden werden und einer 

sprunghaften Veränderung des Versorgungsgrades in einem Planungsbereich 

entgegengewirkt wird. 

 

Vgl. BSG, Urt. v. 17.10.2007, Az.: B 6 KA 45/06 R 

 

Vor diesem Hintergrund und unter Berücksichtigung des gesetzgeberischen Auf-

trags, die Versorgungsquoten des § 101 Abs. 4 Satz 5 SGB V flächendeckend und 

gleichmäßig umzusetzen, ist die Frist für die Anträge auf Zulassung aus anderen 

Planungsbereichen als sachgerechtes und notwendiges Steuerungsinstrument 

anzusehen. Auch die von der BPtK angeführte  - zumindest theoretisch denkbare 

– Möglichkeit, dass durch diese Regelung geplante Verlagerungen von besser in 

schlechter versorgte Bereiche vermieden werden, steht dem nicht entgegen, da es 

sich vorliegend in der Gesamtschau und in der Gesamtabwägung des zu erwar-

tenden Ausbaus der kinder- und jugendlichen-psychotherapeutischen Versorgung 
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um eine zu vernachlässigende Größe handelt und bei nachgewiesenem Bedarf 

eine Zulassung nach § 24 möglich bleibt.  

 

b) Stellungnahme der BÄK 

Mit Schreiben vom 08. April 2009 hat die BÄK dem Gemeinsamen Bundesaus-

schuss ihre Stellungnahme zugeleitet. Die BÄK hielt die im Beschlussentwurf vor-

gesehenen Änderungen im Kontext der notwendigen Verbesserungen der psycho-

therapeutischen Versorgung von Kindern und Jugendlichen und als Folge der ge-

setzlichen Änderung des § 101 Abs. 4 Satz 5 SGB V für folgerichtig und hatte kei-

ne Änderungshinweise. 

Berlin, den 18.06.2009 

 

 

Gemeinsamer Bundesausschuss 

gem. § 91 SGB V 

 

 

 

Hess 
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5. Dokumentation des gesetzlich vorgesehenen Stellungnahmeverfahrens 

 



 

14 

 

 



 

15 

 

 



 

16 

 

 



 

17 

 

 



 

18 

 

 



 

19 

 

 



 

20 

 

 



 

21 

 

 



 

22 

 

 



 

23 

 

 


	1. Rechtsgrundlagen
	2. Eckpunkte der Entscheidung
	3. Verfahrensablauf
	4. Würdigung der Stellungnahmen
	5. Dokumentation des gesetzlich vorgesehenen Stellungnahmeverfahrens

